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Die Schülerinnen und Schüler in Basel fordern: die nationale Ausrufung des Klimanotstandes, netto null Treibhausgasemissionen bis 2030 in der Schweiz und, falls nötig, einen Systemwechsel. KARIN HOFER / NZZ 

«Hopp, hopp, 
l(lirnawandel 
stopp!» 
In 15 Schweizer Städten gehen Schüler 
auf die Strasse, um der Politik Beine zu machen 
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LARISSA RHYN, BASEL 

«Georg, Georg, Georg», schallt es über 
den Claraplatz in Basel. Georg soll eine 
Rede halten für den Klimaschutz. Er ist 
aber nirgends auffindbar. Die Organisa
toren des Basler Klimastreiks stört das 
wenig. Spontan wollen sie bleiben, hori
zontal aufgestellt, basisdemokratisch or
ganisiert. Und so greift eine andere Schü
lerin kurzerhand nach dem Mikrofon 
und klettert auf die Parkbank, die den 
Demonstranten als Bühne dient. Ihr 
Ziel: Ganz Basel soll mitbekommen, wo
für die Schüler demonstrieren und den 
Unterricht schwänzen. Fürs Klima. 

Ihre Forderungen: die nationale Aus
rufung des Klimanotstandes, netto null 
Treibhausgasemissionen im Inland bis 
2030 und, falls nötig, einen Systemwech
sel. Dafür gehen die Schüler nicht zum 
ersten Mal auf die Strasse. Im Dezember 
fand in mehreren Schweizer Städten der 
erste Klimastreik statt. Seither ist die Be
wegung rasant gewachsen. Was in Zürich 
begann, dann auf St. Gallen, Basel und 
Bern übergriff,istin insgesamt 15 Schwei
zer Städten angekommen. Zum ersten 
Mal wird überall gleichzeitig gestreikt. 

#FridaysForFuture 

Eine bunte Menge von etwa 1000 Ju
gendlichen, geschätzt zwischen zwölf 
und Anfang zwanzig Jahren, schiebt sich 
durch die Basler Innenstadt. Die Schüler 
haben eine prominente Route gewählt, 
mitten durch die Einkaufspassagen. Und 
ziehen amüsierte, zum Teil aber auch be
wundernde Blicke auf sich. Passanten 
bleiben stehen, um die selbstgemalten 
Plakate und Transparente zu entziffern. 
«System Change not Climate Change», 
steht darauf 

Lea Schibler und Helena Gutknecht 
umarmen ihre Freundinnen, die gerade 

dazugestossen sind. Für sie war es keine 
Frage, am Streik teilzunehmen. «Es geht 
hier um unsere Zukunft. darum, selbst 
für unsere Ziele einzustehen.» Aber sind 
die Ziele denn realistisch? Kann die 
Schweiz es schaffen, ihre Emissionen bis 
2030 auf null zu reduzieren? Lea schiebt 
sich die bunte Wintermütze aus den Au
gen und sagt bestimmt: «Ich weiss nicht, 
ob wir es schaffen, gleich auf null zu 
kommen. Aber es ist ein tolles Ziel. Wir 
sollten es versuchen.» 

Inzwischen sind die Schüler auf ihrer 
Route durch die Innenstadt beim nächs
ten Fixpunkt angelangt. Livia Benedict 
organisiert, wer ans Mikrofon tritt. Die 
16-Jährige ist von Anfang an dabei. 
Trotzdem will sie nicht als Sprecherin der 
Bewegung bezeichnet werden. Auch 
wenn sie das ist, irgendwie. Livia beant
wortet Medienanfragen, organisiert Be
willigungen für die Kundgebungen, sitzt 
mit dem Erziehungsdepartement zusam
men, um die Absenzregelung zu bespre
chen, und hilft dabei, andere Schüler zu 
mobilisieren - vor allem via Whatsapp, 
Facebook und Instagram. Auch aufTwit
ter ist die Bewegung vertreten. Unter 
#FridaysForFuture twittern Jugendliche 
aus der ganzen Welt. «Den Streik haben 
wir ganz bewusst auf einen Freitag ge
legt, denn so hat es schon Greta Thun
berg gemacht», sagt Livia. 

Greta Thunberg, der Name ist mittler
weile vielen ein Begriff, Die 15-jährige 
Schülerin aus Schweden hat im vergan
genen Sommer beschlossen, sich auf ei
gene Faust gegen den Klimawandel ein
zusetzen. Sie streikte erst die ganze Wo
che, später dann, um nicht den ganzen 
Schulstoff zu verpassen, jeden Freitag. 
Und so beziehen sich viele Schweizer 
Klimastreikenden gerne auf Greta. Sie, 
die alles ins Rollen gebracht hat. Sie, die 
vor Uno-Generalsekretär Antonio Gu
terres eine Rede schwang, dabei die Po-

litik als Ganzes nicht nur unverblümt 
kritisierte, sondern vor allem unmissver
ständlich zum Handeln aufforderte. 
Greta, die Millionen Klicks aufYoutube 
generiert - und die nächste Woche in die 
Schweiz ans WEF kommt. Aus Schwe
den. Mit dem Zug. 65 Stunden lang. 
Denn wer lautstark nach null Treibhaus
gasemissionen schreit, der macht sich un
glaubwürdig, wenn er um die Welt jettet. 

Klimastreiker und Vielflieger? 

Letzteres wissen auch die Basler Schüler. 
Trotzdem müssen sich viele von ihnen 
eingestehen, dass sie zu oft in ein Flug
zeug steigen. Zwischen 2000 und 2017 
hat die Zahl der Flugpassagiere in der 
Schweiz um 60% zugenommen. Das ist 
die Zeit, in der die jungen Klimastrei
kenden aufgewachsen sind. Ob ihre Ge
neration tatsächlich am meisten fliegt -
dazu gibt es keine gesicherten Zahlen. 
Klar ist aber: Im Schnitt fliegt jeder 
Schweizer - laut Zahlen aus dem Jahr 
2015 - rund 9000 Kilometer jährlich. So 
auch viele der Schülerinnen und Schüler, 
die jetzt Transparente hochhalten, auf 
denen Dinge stehen wie «Ihr klaut uns 
unsere Zukunft». 

Livia Benedict und ihre Mitstreiterin
nen haben die Frage nach dem eigenen 
ökologischen Fussabdruck schon viel zu 
oft gehört, die leicht hochgezogenen Au
genbrauen deuten es an. «Wir hören an
dauernd: ,Was machst denn du fürs 
Klima?, Ich finde es wichtig, dass Klima
schutz beim Individuum anfängt, aber in 
unserer Bewegung geht es nicht primär 
darum.» Vielmehr wollen die Schüler die 
Politik zum Handeln zwingen. «Klar ist 
es für jeden Einzelnen gemütlicher.in die 
Ferien zu fliegen, als den Zug zu neh
men», sagt sie resigniert. «Genau deswe
gen muss sich die Politik einschalten und 
Abgaben auf Flugreisen verlangen.» ;f 
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Auch wenn sie die Politik in der 
Hauptverantwortung sehen: Die Schüler 
fangen auch bei sich selbst an. So hat das 
Schülerparlament des Gymnasiums am 
Münsterplatz kürzlich darüber diskutiert, 
Flugreisen für Klassenlager zu verbieten. 
Oder dass die Schüler gemeinnützige Ar
beit leisten, wenn sich die Klasse ent
sch!iesst,für die Maturreise das Flugzeug 
zu nehmen. An einem anderen Basler 
Gymnasium ist das bereits Praxis. 

Mittlerweile sind die Jugendlichen auf 
der Wettsteinbrücke angelangt, der Ver
kehr steht kurz still. Manche sind schon 
heiser vom vielen Rufen. trotzdem stim
men sie in die Sprechrufe ein. «Hopp, 
hopp,Klimawandel stopp!» Philippe wirft 
einen kurzen Blick aufs Handy, der Chat 
der Klimaaktivisten läuft auf Hochtou
ren. «Wrr sind inrrner mit den anderen re
gionalen Bewegungen in der Schweiz in 
Kontakt», sagt er. Wie Livia ist auch er 

« Wir tauschen unsere 
Zukunft nicht gegen 
einen Billigflug 
nach Mallorca ein.» 
Philippe 
18-jähriger Basler Gymnasiast 

Teil des Basler Organisationsteams, steht 
via Whatsapp aber auch mit dem natio
nalen Team in Kontakt. Dort engagiert 
sich Patricia Kudrnac, die am Freitag in 
Zürich am Streik mitwirkt. Sie klingt am 
Telefon aufgekratzt, freut sich darüber, 
dass so viele Schüler sich der Bewegung 
anschliessen. Trotzdem macht sie klar, 
dass da noch Spielraum nach oben ist. 
«Wir hoffen, dass sich langfristig nicht nur 
Schüler und Studierende für das Thema 
interessieren.» 

Dass das Thema ein breites Interesse 
findet, ist auch Philippe wichtig, der ein 
Interview nach dem anderen gibt. «Die 
Krise muss jetzt als das behandelt wer
den, was sie ist. Eine Krise». Die Forde
rung, dass die Schweiz den Klimanot
stand ausrufen soll, ist ilrrn deshalb be
sonders wichtig. Das sei die Basis für das 
weitere Handeln der Politik. «Wrr tau
schen unsere Zukunft nicht gegen einen 
Billigflug nach Mallorca ein», ergänzt der 
18-jährige Gymnasiast und schaut ernst 
in die Handykamera. 

Medienwirksame Kommunikation 
beherrschen die Schüler. Das ist auch 
Balint Csontos aufgefallen, dem Präsi
denten der Grünen Baselland. «Die Ak
tivistinnen und Aktivisten sind Kommu
nikationsprofis, ausserdem sind sie teil
weise besser informiert als ich.» Csontos 

hält sich am Rand des Demonstrations
zugs, er ist nicht als Politiker vor Ort, son
dern als Friedensstifter: Bei Bedarf soll 
er zwischen Demonstranten und Polizei 
vermitteln. Zu tun bekommt er nichts, die 
Stimmung ist gut, droht nie zu kippen. 

Am 2. Februar ist in Basel die nächste 
Demonstration angesagt, dann wollen 
auch Studierende, Berufstätige und El
tern der Schüler auf die Strasse gehen. 
«Damit zeigen wir den Schülern, dass wir 
sie wo nötig unterstützen und dass sie 
weitermachen sollen», sagt Csontos. 
«Aber es ist ihre Bewegung, und das soll 
auch so bleiben.» 

Ihre Bewegung lassen sich die Schü
lerinnen auch nicht nehmen. Die Klima
seniorinnen, die einige Vertreterinnen an 
die Demo geschickt haben, erhalten zwar 
einmal das Wort am Mikrofon. Die Ju
gendlichen dominieren aber klar. «Von 
den Sekundarschulen sind ganze Klassen 
anwesend, manchmal sogar inklusive 
Lehrer», sagt Livia Benedict. Allgemein 
wünscht sich die 16-Jährige von der 
Schule und den Behörden aber mehr U n
terstützung: «Wir haben einige Gesprä
che geführt und hoffen, dass wir fürs Strei
ken bald nicht mehr mit einer unentschul
digten Absenz bestraft werden.» 

Aber warum demonstrieren sie nicht 
am Wochenende oder nach der Schule? 
«Erstens hat schon Greta Thunberg den 
Streik als Mittel gewählt, um auf die Kli
maproblematik aufmerksam zu machen. 
Und zweitens bekommen wir so viel mehr 
Aufmerksamkeit», sagt Livia Benedict. 
Und nach kurzem Überlegen schiebt sie 
nach, am 2. Februar würden die Klima
schützer erstmals an einem Samstag de
monstrieren. «Man hat uns aber mitge
teilt, dass wir die Route durch die Innen
stadt am Samstag nicht nehmen dürfen.» 

Während sich der Zug der letzten Sta
tion nähert, dem Münsterplatz, ist vom 
Justiz- und Sicherheitsdepartement zu 
hören. dass die Sache noch nicht ent
schieden sei: «Die Gespräche für die ge
plante Demonstration am 2. Februar 
sind noch im Gang», sagt Medienspre
cher Toprak Yergnz. Jedes Gesuch für 
eine Demonstration werde einzeln ge
prüft. Diverse Faktoren müssten mit ein
bezogen werden - darunter auch Wo
chentag und Zeit. 

Als schon niemand mehr mit ihm ge
rechnet hat, taucht Georg doch noch auf. 
Mitten auf dem Münsterplatz, der letzten 
Station der Demonstration. Livia hat ihn 
gefunden, und als sie ihn den wartenden 
Aktivisten ankündigt, erschallen wieder 
Rufe: «Georg, Georg, Georg!» Und dann 
beweist Georg mit seiner Rede, dass bei 
der Schülerbewegung zwar nicht immer 
alles durchgetaktet sein mag und ab und 
zu jemand nicht ist, wo er sein sollte. 
Dass die Jugendlichen aber gleichzeitig 
klare Forderungen haben. 

Schulabsenz wegen des l(limastreiks 
ryn. · Es waren mehrere tausend Schüle
rinnen und Schüler, die am Freitag in 15 
Schweizer Städten auf die Strasse gingen, 
darunter in Zürich, Luzern, St. Gallen, 
Aarau und mehreren Orten der West
schweiz. Allein in Lausanne zählte der 
jugendliche «Marsch für das Klima» 
rund 8000 Beteiligte. In St. Gallen stellte 
sich der für Umweltfragen zuständige 
Regierungsrat Marc Mächler (fdp.) in 
der Aula der Kantonsschule der Kritik 
der Schülerschaft. 

Dort wie anderswo aber galt: Wer 
während der Schulzeit streikt, muss eine 
unentschuldigte Absenz in Kauf neh
men. Seit dem ersten Klimastreik im De
zember wurde über die Absenzenfrage 
in mehreren Kantonen heiss diskutiert. 
Das Resultat: Die kantonalen Unter
schiede sind gross, teilweise handhabt 
gar innerhalb eines Kantons jede Schule 
die Absenzen unterschiedlich. 

Option eins: der Freipass. In Genf, wo 
am Freitag erstmals gestreikt wurde, 
hatte das Bildungsdepartement den Leh
rern empfohlen, im Unterricht morgens 
die Klimathematik zu behandeln. Da
nach konnten die Schüler am Nachmit
tag am Streik teilnehmen - vorausge
setzt, ihre Eltern hatten im Vorfeld eine 
Absenz unterschrieben. Ob diese Rege
lung, die kurzfristig gefunden wurde, 
auch für künftige Streiks gilt, ist unklar. 

Option zwei: der Kompromiss. An ei
nigen Kantonsschulen, wo Schüler einen 
freien Halbtag pro Semester beziehen 
können, plädierte die Schulleitung dafür, 
diesen für den Streik einzusetzen, bei-

spielsweise in Zürich. Nicht alle Schüler 
wollten jedoch ihren freien Halbtag her
geben. Mit dem unentschuldigten Feh
len, so argumentierten sie, solle ein Zei
chen gesetzt werden. 

Option drei: die Sanktion. Eine unent
schuldigte Absenz, die im Zeugnis ver
merkt wird, erwartet in Zürich die Schü
ler spätestens bei der zweiten Teilnahme 
am Klimastreik. Im Kanton St. Gallen, 
wo die Schulen zu Beginn noch Milde 
walten liessen, hat das Bildungsdepar
tement ebenfalls klargemacht, dass für 
Klimastreikende eine unentschuldigte 
Absenz vermerkt werde. Bereits wurden 
zwei politische Vorstösse dazu einge
reicht. In Basel-Stadt gilt die strikte Ab
senzenregelung seit dem ersten Streik. 
Conradin Cramer. der Vorsteher des Er
ziehungsdepartements, sagt, ihm sei das 
Anliegen der Streikenden zwar sympa
thisch, «doch gleichzeitig gibt es in unse
ren Schulen eine Absenzenordnung, die 
man nicht einfach ausser Kraft setzen 
kann». 

Die Schüler wollen indes verhindern, 
dass sich ihr Engagement fürs Klima ne
gativ auswirkt, indem unentschuldigte 
Absenzen später etwa bei der Stellen
suche zum Problem werden. In Basel hat 
eine Schülerdelegation dem Erziehungs
departement deshalb Vorschläge unter
breitet, Streik-Absenzen zu kompensie
ren - zum Beispiel mit gemeinnütziger 
Arbeit. «Wrr schauen nun gemeinsam, 
ob es Möglichkeiten gibt, einen Mittel
weg zu finden», sagt Departementsvor
steher Cramer. 
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Die lul{:rativen Nebenmandate 
der Uni-Professoren 
Grosse Unterschiede bei Offenlegung und Verrechnung der Entgelte 
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Es sind lediglich Einzelfälle: Professorin
nen und Professoren. die mit heiklen 
Nebenmandaten zu Problemfällen für 
eine Universität werden, an der sie ange
stellt sind. Die Hochschule St. Gallen 
(HSG) hat dies in den vergangenen 
Monaten erlebt und ihre Lehren daraus 
gezogen. Insgesamt aber sehen die 
Schweizer Universitäten und die beiden 
technischen Hochschulen in der Nähe 
von Lehre und Praxis grossen Nutzen. 

Laut dem Dachverband Swissuni
versities stellt die Möglichkeit für Dozie
rende, einer Nebenbeschäftigung nach
zugehen, für das jeweilige Hochschul
institut «sowie für die gesamte Schweizer 
Wirtschaft und Gesellschaft einen be
deutenden Mehrwert dar». Allerdings sei 
zu bedenken, «dass die Nebenbeschäfti
gungen der Forscherinnen und Forscher 
auch Risiken bergen können». Swiss
universities hat denn auch festgestellt, 
«dass die Sensibilisierung für das Thema 
und der Anspruch an Transparenz ge
wachsen sind». 

Unterschätzte Risiken 

Vor zehn Jahren nahm die Eidgenössi
sche Finanzkontrolle die professoralen 
Nebenmandate unter die Lupe und zog 
wenig erbauliche Schlüsse: Die Risiken 
würden unterschätzt, insbesondere mit 
Bezug auf Reputationsverluste, Interes
senkonflikte und die Vernachlässigung 
der Hauptaufgaben, gleichzeitig fehle es 
an wirksamen Kontrollen und der nöti
gen Transparenz. 

In der Folge beschäftigten sich die 
Leitungen der Schweizer Universitäten 
wiederholt mit dem Thema und gaben 
2016 unter dem Dach von Swissuniversi
ties Empfehlungen heraus;"Mehrere Uni
versitäten haben ihre Regelungen denn 
auch im Lauf der letzten Jahre angepasst. 
Heute spricht Swissmiiversities von einer 
«Kultur der Selbstverantwortung» und 
stellt generell fest;· es liege im ureigenen 
Interesse der universitären Hochschulen, 
«geeignete Vorkehrungen zu treffen, um 
von den unpestreitbaren Vorteilen der 
Nebenbeschäftigungen zu profitieren 
und gleichzeitig die Risiken möglichst zu 
minimi~ren». 

Allein: Die Vorkehrungen fallen 
höchst unterschiedlich aus. Das beginnt 
bei der Erfassung und Transparenz von 

Nebenbeschäftigungen. Wie eine NZZ
Umfrage zeigt, kann die Hälfte der bei
den technischen Hochschulen und der 
zehn Universitäten keine Angaben dar
über machen, in welchem Ausmass ilrr 
wissenschaftliches Personal insgesamt 
Nebenmandate wahrnimmt. Nur Zürich, 
Bern und Basel haben diese Informatio
nen online öffentlich zugänglich gemacht. 

Grosse Unterschiede 

Genaue Informationen liefert die E'Ji'H 
Zürich: Von ihren 530 Professoriyfien 
und Professoren üben 88 eine bewilli
gungspflichtige Nebentätigkeit ,fus, sie 
nehmen insgesamt 130 Mandaten wahr. 
Die Technische Hochschule ütiausanne 
schätzt, dass sogar etwa die.Hälfte ilrrer 
Professorenschaft einem externen Man
dat nachgeht. Angaben )1~fern auch die 
drei Universitäten B"trn, Freiburg und 
Genf: 2017 gingen in ltern 55 Prozent der 
Professoren einer.Nebenbeschäftigung 
nach, in Freiburg yfaren es mit 23 Prozent 
deutlich weniger, ebenso in Genf mit 32 
Prozent. Die .Universität Tessin schätzt 
die Zahl der/Professuren mit Nebenman
daten auf etwa ein Drittel. während die 
Uni Luzern einen Durchschnittswert je 
Profes,si.rr liefert: Dieser liegt bei 1,9 Ne
bentätigkeiten. 

. Üblich ist die Regel, dass ein Wochen
tag für externe Beschäftigungen aufge
wendet werden darf. Die teilweise hohen 
Entgelte, die insbesondere Verwaltungs
ratspräsidien einbringen, kommen bei 
der Hälfte der Universitäten und bei den 
technischen Hochschulen ausschliesslich 
den Professoren zugute. In Zürich, Bern, 
Luzern, Lausanne und Neuenburg muss 
ein Teil der Einkünfte aus N ebenmanda
ten der Universität abgegeben werden. 

Uneinheitliche Rückflüsse 

In Luzern wird allerdings nur eine Ab
gabe verlangt, wenn Personal oder Infra
struktur der Universität für die Neben
beschäftigung in Anspruch genommen 
werden. Dann muss mit dem Rektorat 
eine in der Regel kostendeckendeAbgel
tung vereinbart werden. Einen ähnlichen 
Ansatz hat Bern gewählt, indem eine 
Abgabe für die Benützung der In
frastruktur zu entrichten ist. Diese fällt 
an. sofern die Einkünfte mehr als 20 000 
Franken pro Jahr betragen. Dann muss 
ein pauschaler, progressiv gestalteter Be-

Die alte SVP feiert 
sich selbst am Albisgütli 
Bundespräsident Maurer betont Tradition und Innovation 

CHRISTINA NEUHAUS 

In den sozialen Netzwerken sind derzeit 
gerade Vorher-nachher-Bilder in. Man 
veröffentlicht ein aktuelles Foto von sich 
plus eines, das das zehn Jahre jüngere Ich 
zeigt, und wartet dann auf die Reaktio
nen. Gäbe es eine ähnliche Challenge für 
Veranstaltungen, die alljährliche Albis
gütli-Tagung der SVP Zürich gewänne 
den ersten Preis in der Kategorie «Bes
tens konserviert». 

Am Parteitag, der am Freitag zum 
31. Mal stattgefunden hat, ist auf den ers
ten Blick alles noch so wie Ende der 
achtziger Jalrre, als Christoph Blochers 
Zürcher SVP die Tagung als «politische 
Kundgebung mit landesweiter Ausstrah
lung» ins Leben rief: Blechmusik und 
Vaterländisches, Männer und Frauen mit 
blanken Augen und roten Wangen, viel 
Trubel, viel Bier, viel Juhe. 

Auch die Parteiexponenten wirkten 
nahezu unverändert: Christoph Blocher 
war da, Ueli Maurer ebenso, und als 
Erstes sprach der Kantonalparteipräsi
dent. Dass in der Partei derzeit eine 
Wachablösung stattfindet, die ihre Spu
ren hinterlässt, war höchstens indirekt 
ein Thema. Dass sich Roger Köppe! 

mehr oder weniger selbst als Zürcher 
Ständeratskandidat nominiert hat, 
wurde zwar an den Festbänken rege dis
kutiert. Kantonalparteipräsident Kon
rad Langhart begnügte sich jedoch mit 
einer milden Bemerkung über «die bes
ten Pferde im Stall». 

Auch Christoph Blocher, der im 
Prinzip seit Jahren dieselbe Rede hält, 
widmete sich dieses Mal erneut der EU 
und dem geplanten Unterwerfungsver
trag. Dafür schlug Ueli Maurer leise 
Töne an. Maurer, der der SVP Schweiz 
von 1996 bis 2008 als pflichtbewusster 
und von Amtes wegen äusserst scharf
züngiger Parteipräsident vorstand, 
spricht in letzter Zeit auffällig viel von 
Konkordanz und Kompromissen. Als 
Bundespräsident obliegt ilrrn an der 
Albisgütli traditionsgemäss die Rolle 
des Gegenredners, der die Landesregie
rung vertritt. Doch Ueli Maurer ging 
nicht so weit, seine Partei vor den Kopf 
zu stossen.Ähnlich wie bei seiner Neu
jahrsrede, als er eine Versöhnung zwi
schen Bewährtem und Neuem, Tradi
tion und Innovation forderte, sprach er 
eidgenössische Werte an. Seine Rede 
trug den Titel «www - Werte, Wurzeln, 
Weitsicht». 

trag zurückerstattet werden. Die Univer
sitäten Zürich und Lausanne ziehen un
abhängig von der Benützung der Infra
struktur 10 Prozent der Nebeneinkünfte 
ein; in Lausanne liegt die Freigrenze bei 
10 000, in Zürich bei grosszügigeren 
50 000 Franken. Neuenburg gönnt den 
Professoren gar eine Freigrenze von 
60 000 Franken, zieht dann aber 20 Pro
zent der Entgelte ein. 

Noch keine Schweizer Universität hat 
sich nach eigenen Angaben bisher veran
lasst gesehen, ein zur Bewilligung vorge
legtes Nebenmandat zu verbieten. In 
Bern allerdings musste in Einzelfällen 
eine Herabsetzung des Umfangs exter
ner Mandate angeordnet werden. An
ders an den technischen Hochschulen: 
Die EPFL in Lausanne teilt mit, es sei 
durchaus schon vorgekommen, dass von 
Mandaten abgeraten oder solche verbo
ten worden seien. Und an der ETH Zü
rich mussten Antragsteller auch schon in 
Kauf nehmen, dass ihr externes Mandat 
nicht wie gewünscht bewilligt wurde. Aus 
Gründen der Arbeitsbelastung durften 
sie beispielsweise nur Mitglied, aber 
nicht Präsident eines Verwaltungsrats 
werden, was weniger lukrativ ist. 

Frage der richtigen Balance 

Bei alldem sind sich die Schweizer Uni
versitäten einig, dass enge Beziehungen 
zu Privatwirtschaft, Verwaltung, Admi
nistration und Politik letztlich erwünscht 
und für alle Seiten ein Gewinn sind. Der 
Praxisbezug nützt sowohl der Lehre wie 
der Forschung, der gegenseitige Aus
tausch ermöglicht den Transfer von Wis
sen und Erfahrung. Gemäss der Univer
sität Basel fördert er schöpferische, erfin
derische und innovative Leistungen und 
hilft bei deren rechtlichem Schutz und 
deren Verwertung. 

Und er trägt dazu bei, zusätzliche 
Drittmittel zu generieren. Gemäss dem 
Bildungsbericht Schweiz decken Mittel, 
die als private Mandate oder bei Stiftun
gen eingeworben werden, gut 6 Prozent 
der Gesamtaufwendungen der universi
tären Hochschulen. «Es ist eine Frage 
der richtigen Balance», sagt stellvertre
tend Boas Erez, der Rektor der Univer
sität Tessin. Diese lasse sich aber nicht 
durch Verbote durchsetzen, sondern nur 
durch gutes und verantwortungsvolles 
Management. 
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Zersiedelungsinitiative 

Die Initiative «Zersiedelung stoppen - für 
eine nachhaltige Siedlungsentwicklung» 
der Jungen Grünen will schweizweit die 
Gesamtfläche der Bauzonen plafonieren. 
Neues Bauland darf nur eingezont wer
den, wenn andernorts eine gleich grosse 
Fläche als Bauzone aufgehoben wird. In 
der Landwirtschaftszone dürften nur noch 
Bauten mit direktem Bezug zur Boden
bewirtschaftung gebaut werden. Bauten 
für die bodenunabhängige Landwirtschaft 
wie Masthallen und Hors-sol-Gemü
sehallen wären verboten. Die Initiative 
auch eine Siedlungsentwicklung nach 
innen. Bundesrat und Parlament lehnen 
die Initiative als entwicklungshemmend 
ab und verweisen auf das Raumplanungs
gesetz, mit dem überdimensionierte Bau
zonen reduziert werden. 

Parteien: 

Ja .•...•......•..........•.•.•...•..........•.•...•..•.•...•...... SP,_GPS, EVP._Juso 

Nein ··················-·······························CVP, SVP,. FDP. _BOP, _EDU 

Abweichende Sektionen: SP Unterwallis, 
Junge CVP Solothurn, Junge SVP Genf 

Verbände und Organisationen: 

Ja VCS, Pro Velo, Kleinbauernvereinigung, Pro Natura, 
Greenpeace, Biosuisse, Alpeninitiative 

Ne'1n Gewerbeverband, Hauseigentümerverband, 
Bauernverband, Economiesuisse, Centre Patrona!, 

Baumeisterverband, Versicherungsverband, 

····················-···············--Arbeitsgemeinschaft Berggeb'1ete 


